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NZS Neue Zeitschrift  für Sozialrecht 
PBefG Personenbeförderungsgesetz 
PersR Der Personalrat (Zs.) 
PersV Die Personal Vertretung (Zs.) 
PIPr Plenar-Protokoll 
R Rückseite 
RdA Recht der Arbeit (Zs.) 
Rn. Randnummer 
Rspr. Rechtsprechung 
RuP Recht und Politik (Zs.) 
S. Seite 
SGB Sozialgesetzbuch 
SGG Sozialgerichtsgesetz 
sog. sogenannt 
st. Rspr. ständige Rechtsprechung 
StGB Strafgesetzbuch 
Ts. Taunus 
u. a. und andere 
usw. und so weiter 
v. vom/von 
VB1BW Verwaltungsblätter für Baden-Württemberg (Zs.) 
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Verw Die Verwaltung (Zs.) 
VGH Verwaltungsgerichtshof 
vgl. vergleiche 
VR Verwaltungsrundschau (Zs.) 
VVDStRL Veröffentlichungen  der Vereinigung der deutschen Staatsrechtslehrer 
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung 
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz 
VwVfG NRW Verwaltungsverfahrensgesetz  für das Land Nordrhein-Westfalen 
WaStrG Bundeswasserstraßengesetz 
z.B. zum Beispiel 
z.T. zum Teil 
ZfRSoz Zeitschrift  für Rechtssoziologie 
ZG Zeitschrift  für Gesetzgebung 
ZPO Zivilprozeßordnung 
ZRP Zeitschrift  für Rechtspolitik 
Zs. Zeitschrift 





Einleitung 

Vor uns liegen gut 300 Seiten gemeinsamer Wanderschaft.  Am Ende der 
Wanderschaft  steht die Antwort auf eine Rechtsfrage - eine Aussage zur 
produktübergreifenden  Bindung  des Bundesgesetzgebers  an Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts. 

Wer wandert, wi l l nicht nur ankommen. Auch der Weg ist sein Ziel. Blei-
ben wir einen Moment in der Wegmetapher, um den Gang der Untersu-
chung vorzustellen. Sie gliedert sich in drei Wegabschnitte - drei Kapitel: 

1. Auf dem ersten Wegabschnitt führt  die Route durch die viel bereiste 
Gegend der bekannten Lösungsansätze. Seit langem ist hier ein Wege-
netz angelegt. Wer auf den gut ausgebauten Wegen einen Spaziergang 
unternehmen will, sollte sich anderen anschließen. Denn statt ein weite-
res Mal den vorhandenen Trassen zu folgen, werden wir beobachtend 
das Gelände erkunden, es vermessen und kartieren. Die entstehende 
Landkarte wartet mit einer Überraschung auf: Während die vorgefunde-
nen Wege aus der Sicht dessen, der ihnen folgt, als direkte Strecke zum 
Ziel erscheinen, nehmen sie sich auf unserer Karte als Labyrinth aus, 
aus dem ohne fremde Hilfe kein Herauskommen ist. 

Übertragen auf unsere Rechtsfrage: Im ersten Kapitel begeben wir uns 
zu der vorhandenen breiten Diskussion um die Bindungswirkung verfas-
sungsgerichtlicher Entscheidungen. Wir kommen hierher nicht als Dis-
kussionsteilnehmer, sondern als Beobachter. Als Beobachter beziehen 
wir nicht selbst Stellung, sondern bitten um Auskunft, durchleuchten 
die Antworten mit kritischem Blick, fragen nach Alternativen. Darum 
trägt das erste  Kapitel  den Namen „Die Analyse des Vorgefundenen". 

2. Nachdem sich die viel bereiste Gegend der bekannten Lösungsansätze 
bei näherer Betrachtung als Irrgarten erwies, führt  der zweite Wegab-
schnitt in luftige Höhen. Ein Ausflug geht hinauf zu den Meta-Ebenen 
des Rechts. In den endlosen Weiten dieser Hochebenen konzentrieren 
wir uns auf eine Gegend, die „Prozeduralisierung" getauft wurde. Hier 
sammeln wir Erfahrungen und Ausblicke. Sie ermöglichen uns, nach 
der Rückkehr aus der Höhe in dem Labyrinth, das wir zurückgelassen 
hatten, Wegweiser aufzustellen. Die Wegweiser geben Orientierung und 
zeigen einen Ausweg aus dem Irrgarten. 

Übertragen auf unsere Rechtsfrage: Auf einem Ausflug zu den Meta-
Ebenen des Rechts werden Ansätze untersucht, die auf den Namen 



22 Einleitung 

„Prozeduralisierung" hören. Mit ihrer Hilfe wird ein diskursives Funk-
tionsverhältnis von Bundesverfassungsgericht  und Bundesgesetzgeber 
entworfen. Dieses Funktionsverhältnis ermöglicht, nach der Rückkehr 
von dem Ausflug eine prozedurale Bindung des Bundesgesetzgebers an 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts  zu entwickeln. Davon 
berichtet das zweite  Kapitel . Es heißt „Entwicklung einer prozeduralen 
Bindung". 

3. Zwar stehen in dem Labyrinth nun Wegweiser, die Orientierung geben 
und zum Ausgang weisen. Nur stellt sich heraus: Wir haben die Weg-
weiser in einer Sprache geschrieben, die in dem Irrgarten nur wenige 
verstehen. So drohen Verständigungsschwierigkeiten und Mißverständ-
nisse. Um Abhilfe zu schaffen,  unternehmen wir auf unserem dritten 
Wegabschnitt einen weiteren Ausflug. Er führt  in eine Gegend, in der 
wir die Kunst des Übersetzens erlernen. Nach der Rückkehr können wir 
nicht nur die Wegweiser mit Hilfe des Erlernten verständlicher gestal-
ten, sondern auch präzisieren und vervollständigen. 

Übertragen auf unsere Rechtsfrage: Die Dogmatik des Öffentlichen 
Rechts wird oft aus der Sicht des Richters betrieben. Da wir jedoch auf 
den ersten beiden Wegabschnitten undiskutiert eine andere Perspektive 
eingenommen haben, drohen Mißverständnisse. Auf einem Ausflug in 
das Verwaltungsrecht wird dem nachgegangen. Dabei wird entwickelt, 
wie die Dogmatik die vorherrschende gerichtliche Perspektive überwin-
den kann und warum dies zu einer Stärkung vorgangsbezogener Rechts-
pflichten führt.  Die gewonnenen Erkenntnisse helfen, die befürchteten 
Mißverständnisse zu vermeiden. Sie ermöglichen auch Aussagen zur 
Kontrolle des zuvor entwickelten Bindungskonzeptes. Danach ist das 
dritte  Kapitel  benannt: „Entwicklung einer prozeduralen Bindungskon-
trolle". 

Insgesamt nehmen wir uns die Zeit, Akzeptiertes zu bezweifeln. Wir gön-
nen uns die Freiheit, Punkte durch Fragezeichen zu ersetzen. Das bestän-
dige Weiterfragen  führt  nicht zu einzig richtigen Antworten. Vielmehr führt 
es in Regionen, in denen immer neue Fragen warten. Neben den neuen Fra-
gen warten aber auch neue Ideen. An den Ideen, die auf unserem Weg war-
ten, haftet das Stichwort „Prozeduralisierung". Darum ist die vorliegende 
Arbeit zugleich  ein Beitrag  zur  Prozeduralisierung  des Rechts. 



Dinge zu bezweifeln, die ganz ohne weitere Untersuchung 
jetzt geglaubt werden, das ist die Hauptsache überall. 

Georg  Christoph  Lichtenberg 

1. Kapitel 

Analyse des Vorgefundenen 

§ 1 Grundbegriffe 
und thematische Eingrenzung 

Der vorliegenden Arbeit geht es um die produktübergreifende  Bindung 
des Bundesgesetzgebers an Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts. 
Um dieses Thema näher kennenzulernen und zugleich Handwerkszeug zu 
seiner Bewältigung zu erwerben, werden einige Grundbegriffe  vor die 
Klammer gezogen. Ausgangspunkt der Begriffsbildung  ist folgende - stark 
vereinfachende - Grundkonstellation: Im Öffentlichen  Recht entscheiden 
nacheinander zwei unterschiedliche Hoheitsträger über ein und dasselbe 
Produkt hoheitlicher Gewalt: zum einen der Hersteller des Produktes (bei-
spielsweise Behörde oder Gesetzgeber), zum anderen der Kontrolleur des 
Produktes (beispielsweise Verwaltungs- oder Verfassungsgericht).  Beide, 
Hersteller und Kontrolleur, haben das Hoheitsprodukt gleichermaßen an 
einem zugrundeliegenden Rechtsmaßstab zu messen. 

Vor dem Hintergrund dieser Grundkonstellation kann man unterscheiden 
zwischen auf Einzelprodukte beschränkten (A), produktübergreifenden  (B) 
und maßstabsbezogenen Fragestellungen (C). 

A. Auf Einzelprodukte beschränkte Fragestellungen 

Wer sich ein einzelnes Hoheitsprodukt als geschichtliches Ereignis her-
ausgreift  und dessen rechtlichen Werdegang verfolgt,  stößt auf eine Viel-
zahl von Rechtsfragen. Gemeinsam ist diesen Fragen, daß es ihnen stets um 
das rechtliche Schicksal ein und desselben Hoheitsproduktes geht. Darum 
spreche ich von Fragestellungen, die auf  Einzelprodukte  beschränkt  bleiben. 

Innerhalb der auf Einzelprodukte beschränkten Fragestellungen lassen 
sich drei - auf der Zeitachse hintereinander liegende - Problemkomplexe 
kennzeichnen, mit Beispielsfragen veranschaulichen und mit Unterbegriffen 
versehen: 

1. Den ersten Problemkomplex bildet die Herstellung des Produktes: Wer 
hat die Herstellungskompetenz? Welches Herstellungsverfahren muß er 
durchlaufen? Welche inhaltlichen Vorgaben macht ihm der zugrundelie-


